
Volkswagen

Aktionäre drohen
mit Sonderprüfung
Unter den Aktionären des
Volkswagen-Konzerns
wächst der Unmut über die
mangelhafte Aufarbeitung
der Dieselaffäre. Mehrere
einflussreiche Investoren be-
reiten einen Sonderprüfungs-
antrag vor. Sie wollen auf
der Hauptversammlung eine
solche unabhängige Unter -
suchung verlangen, wenn die

vom VW-Aufsichtsrat in Auf-
trag gegebene Prüfung der
Affäre keine befriedigenden
Ergebnisse liefert. Die Inves-
toren wollen untersuchen las-
sen, wer zu welchem Zeit-
punkt wusste, dass Abgas-
werte manipuliert wurden,
welche Rolle der Vorstand
spielte und wer für die ver-
fehlte Unternehmenskultur
verantwortlich ist. Aufsichts-
ratschef Hans Dieter Pötsch
hatte im Dezember selbst
kulturelle Defizite angespro-
chen. Aus Sicht der Aktionä-
re zieht Pötsch jedoch keine
angemessenen Konsequen-
zen. Sie fordern eine weit -
reichende Neubesetzung des
Aufsichtsrats, der von den
 Eigentümerfamilien Porsche
und Piëch sowie den Vertre-
tern des Landes Niedersach-
sen dominiert wird. „Die un-
abhängige Expertise in dem
Gremium geht gegen null“,
moniert ein Investorenvertre-
ter. Weder die Vertreter der
Familie noch des Landes ver-
fügten über Auto-Sachver-
stand. Auch sei kein Know-
how für die wichtigen Märk-
te Amerika und China im
Aufsichtsrat vorhanden. „Wir
werden alle juristischen Mit-
tel nutzen, um als unabhängi-
ge Aktionäre Veränderungen
durchzusetzen.“ mhs
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VW-Dieselfahrzeug

Atomkraft

Den Opfern bliebe nur wenig
Betreiber von Tihange kämen im Pannenfall günstig davon.

Die Betreiber des belgischen Pannenreak-
tors Tihange haften im Falle eines atoma-
ren Unfalls mit maximal 1,2 Milliarden
Euro. Das geht aus der Antwort der Bun-
desregierung auf eine Anfrage der Grünen
hervor. Danach leben im Umkreis von 
100 Kilometern um den Reaktor allein auf
deutscher Seite rund 1,2 Millionen Men-
schen. Würde jeder von ihnen im Falle
 eines atomaren Unfalls nur einen Schaden
von 1000 Euro geltend machen, wäre das
Geld bereits aufgebraucht. Der belgische
Staat müsste 155 Millionen Euro zusätzlich
beisteuern. Deutschland würde hier le -
bende Opfer mit rund 2,5 Milliarden ent-
schädigen. Insgesamt stünden somit rund 
3,85 Milliarden Euro für die Opfer zur Ver-
fügung. Die Schäden einer Atomkatastro-
phe in  Mitteleuropa könnten nach Berech-

nungen des französischen Instituts IRSN
im dreistelligen Milliardenbereich liegen.
„Die Haftung der AKW-Betreiber für einen
Atomunfall ist fast überall verantwortungs-
los niedrig“,  kritisiert die grüne Atom -
expertin Sylvia Kotting-Uhl. Sie diene
mehr dem Insolvenzschutz der Konzerne
als dem Opferschutz. Das sei „pervers“.
Grund für die Anfrage ist der belgische
Atomreaktor Tihange. Er wurde Ende der
Sechzigerjahre gebaut, liegt rund 65 Kilo-
meter westlich von Aachen und wurde vor
einigen Wochen hochgefahren, obwohl bei
Unter suchungen Tausende Haarrisse im
 Reaktorbehälter fest gestellt wurden. In
 Aachen geht die Angst vor einem Unfall
um. Für Kindergärten wurden Jodtabletten
bestellt. Katastrophenhelfer übten den
 atomaren Ernstfall. fdo
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Kernkraftwerk Tihange 


